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656. Bundesgesetz: Abgeltung von bestimmten Unterrichts- und Erziehungstätigkeiten im Bereich des
Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Sport und des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft
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657. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten
an Hochschulen
(NR: GP XVII AB 255 S. 45. BR: AB 3407 S. 495.)

658. Bundesgesetz: Änderung des Forschungsförderungsgesetzes (FFG-Novelle 1987)
(NR: GP XVII RV 435 AB 413 S. 45. BR: AB 3404 S. 495.)
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656. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987
über die Abgeltung von bestimmten Unter-
richts- und Erziehungstätigkeiten im Bereich
des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst
und Sport und des Bundesministeriums für

Land- und Forstwirtschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Lehrbe-
auftragten an den Bundesanstalten für Leibeserzie-
hung, Bildungsanstalten für Kindergartenpädago-
gik, Bildungsanstalten für Erzieher, land- und
forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Lehran-
stalten und Instituten, Akademien für Sozialarbeit,
Berufspädagogischen Akademien, Pädagogischen
Akademien, Pädagogischen Instituten, Religions-
pädagogischen Akademien und Religionspädagogi-
schen Instituten sowie für die Veranstaltungsleiter
für Fortbildungsveranstaltungen an den Pädagogi-
schen und Religionspädagogischen Instituten. Wei-
ters gilt dieses Gesetz für Besuchskindergärt-
ner(innen) und Besuchserzieher, die die Schüler der
Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik
sowie der Bildungsanstalten für Erzieher im Rah-
men der lehrplanmäßig vorgesehenen Praxis an den
Besuchspraxisstätten dieser Bildungsanstalten wäh-
rend des Unterrichtsjahres zu betreuen haben.

(2) Für die Lehrbeauftragten und Veranstal-
tungsleiter an Privatschulen gilt dieses Bundesge-
setz nur im Rahmen der Voraussetzungen der
§§ 18 und 21 des Privatschulgesetzes, BGBl.
Nr. 244/1962, in der jeweils geltenden Fassung,
soweit es sich um Schulen mit gesetzlich geregelter

Schulartbezeichnung oder um Privatschulen mit
Organisationsstatut handelt, welche mit den im
Abs. 1 genannten gesetzlich geregelten Schulen
hinsichtlich Bildungshöhe, Bildungsinhalt und
Organisation vergleichbar sind.

(3) Ein Dienstverhältnis zum Bund wird durch
die im Abs. 1 genannten Tätigkeiten nicht begrün-
det. Durch diese Tätigkeiten wird, sofern sie nicht
jeweils als Hauptberuf ausgeübt werden und die
Hauptquelle der jeweiligen Einnahmen bilden, eine
Sozialversicherung im Sinne des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
nicht begründet.

(4) Die Vergütung für Lehrbeauftragte beträgt je
Unterrichtsstunde

1. für Unterrichtsveranstaltungen,
für die eine LPA-Verwendungs-
gruppe vorgesehen ist S 566,—

2. für fachtheoretische und didakti-
sche Unterrichtsveranstaltungen,
soweit sie nicht unter Z 1 fallen,
sowie für Unterrichtsveranstaltun-
gen der Schulpraxis S 404,—

3. für den Unterricht in einer prakti-
schen Unterrichtsveranstaltung
oder in einer Fertigkeit S 278,—.

(5) Die Vergütung für Veranstaltungsleiter für
Fortbildungsveranstaltungen an den Pädagogischen
und Religionspädagogischen Instituten sowie an
den land- und forstwirtschaftlichen berufspädago-
gischen Lehranstalten beträgt
für den ersten bis dritten Halbtag je . . . . S 300,—
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für den vierten bis sechsten Halbtag je . . S 230,—
für den siebenten und die folgenden
Halbtage je S 200,—.

Ein Halbtag im Sinne der vorstehenden Bestim-
mungen ist dann gegeben, wenn die Veranstal-
tungsleitung an diesem Halbtag mindestens vier
Stunden umfaßt; der Anspruch auf Vergütung für
den letzten Halbtag besteht jedoch auch dann,
wenn die Veranstaltungsleitung an diesem Halbtag
mindestens zwei Stunden umfaßt.

(6) Die Vergütung für Besuchskindergärt-
ner(innen) und Besuchserzieher, die die Schüler der
Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik so-
wie der Bildungsanstalten für Erzieher im Rahmen
der lehrplanmäßig vorgesehenen Praxis an den
Besuchspraxisstätten dieser Bildungsanstalten wäh-
rend des Unterrichtsjahres zu betreuen haben,
beträgt
je Schüler und Praxisstunde S 10,—.

(7) Die in den Abs. 4 bis 6 angeführten Beträge
erhöhen sich jeweils zum 1. September eines Jahres
um den Hundertsatz, um den das Gehalt eines
Beamten der Allgemeinen Verwaltung der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage in dem dem jeweiligen
1. September vorangegangenen Jahr ansteigt.

(8) Weiters gebührt zu den Vergütungen nach
den Abs. 4 bis 6 im Zusammenhang mit den Abs. 7
und 9 ein Zuschlag von 75 vH des jeweiligen Um-
satzsteuersatzes, sofern die Vergütungen der Um-
satzsteuer unterliegen.

(9) Die sich nach den Abs. 7 und 8 ergebenden
Beträge sind in der Weise auf volle Schillingbeträge
zu runden, daß Restbeträge unter 50 Groschen ver-
nachlässigt und Restbeträge von 50 und mehr Gro-
schen auf den nächsten vollen Schillingbetrag auf-
gefüllt werden. Der Berechnung einer allfälligen
weiteren Erhöhung sind jedoch die ungerundeten
Beträge zugrunde zu legen.

§ 2. Auf den Rückersatz zu Unrecht empfange-
ner Vergütungen sind §§ 13 a und 13 b des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der jeweils gelten-
den Fassung, sinngemäß anzuwenden.

§ 3. Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport, bezüglich der land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten jedoch der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, hat im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler und dem Bundesminister
für Finanzen durch Verordnung oder im Einzelfall
festzulegen, welche Unterrichtsveranstaltungen in
die einzelnen Gruppen von Unterrichtsveranstal-
tungen gemäß § 1 Abs. 4 Z 1 bis 3 einzureihen sind.

§4. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1988 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport, bezüglich der land- und forstwirtschaftli-

chen Lehranstalten jedoch der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, hinsichtlich des § 3
jedoch im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
und dem Bundesminister für Finanzen, betraut.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das
Bundesgesetz über die Vergütung der Unterrichts-
tätigkeit der Lehrbeauftragten im Bereich des Bun-
desministeriums für Unterricht und Kunst und des
Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft,
BGBl. Nr. 343/1981, außer Kraft.

(4) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt § 3 der
Verordnung des Bundesministers für Unterricht
und Kunst über die Einrechnung von Nebenleistun-
gen in die Lehrverpflichtung der Bundeslehrer,
BGBl. Nr. 346/1973, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 504/1977 außer Kraft.

Waldheim

Vranitzky

6 5 7 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987,
mit dem das Bundesgesetz über die Abgeltung
von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hoch-

schulen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr-
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen, BGBl.
Nr. 463/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 392/1986 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lautet:

„§ 1. (1) Emeritierten Universitäts(Hoch-
schul)professoren, Honorarprofessoren, Universi-
täts(Hochschul)dozenten, Lektoren, Instruktoren
und Lehrbeauftragten gebührt für jedes Semester,
in dem sie Lehrveranstaltungen abgehalten haben,
eine Kollegiengeldabgeltung, wenn

a) für diese Lehrveranstaltungen kein remune-
rierter Lehrauftrag erteilt wurde und

b) an diesen Lehrveranstaltungen wenigstens
drei Studierende durchgehend teilgenommen
haben, sofern es sich nicht um künstlerischen
Einzelunterricht handelte."

2. § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Kollegiengeldabgeltung für eine Person
darf im Semester zwei Drittel dieses Grundbetrages
nicht übersteigen."

3. Der bisherige § 1 Abs. 3 erhält die Bezeich-
nung § 1 Abs. 4.

4. Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt:

„§ 1 a. Tutoren nach § 42 Abs. 4 UOG, die mit
der begleitenden Betreuung von Lehrveranstaltun-
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gen beauftragt wurden, gebührt eine Kollegien-
geldabgeltung. Diese beträgt in der Dauer einer
Semester-Wochenstunde ein Neuntel des im § 51
Abs. 2 lit. a des Gehaltsgesetzes, BGBl. Nr. 54/
1956, vorgesehenen Grundbetrages der Kollegien-
geldabgeltung und darf für eine Person im Seme-
ster ein Drittel dieses Grundbetrages nicht überstei-
gen."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 1988 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Waldheim

Vranitzky

658 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987,
mit dem das Forschungsförderungsgesetz

geändert wird (FFG-Novelle 1987)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz über die Forschungsförde-

rung, BGBl. Nr. 434/1982, wird wie folgt geän-
dert:

§ 7 Abs. 1, 3. Satz lautet:

„Für jeder der in lit. b, c und d angeführten Mit-
glieder ist ein Stellvertreter gleichfalls für jeweils
3 Jahre zu entsenden, für jedes der in lit. e, f und g
genannten Mitglieder gilt der Stellvertreter nach
§ 6 Abs. 1 als Stellvertreter."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988 in
Kraft.

Waldheim

Vranitzky

659. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987,
mit dem das Studienförderungsgesetz 1983

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Studienförderungsgesetz 1983, BGBl.

Nr. 436, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 543/1984 und 361/1985 wird wie folgt geän-
dert:

§ 13 Abs. 9 drittletzter Satz hat zu lauten:

„Für den Studierenden selbst steht nur dann ein
Absetzbetrag in der Höhe von 16 000 S zu, wenn er
zum Zeitpunkt der Antragstellung das 25. Lebens-
jahr überschritten hat und für ihn keine Familien-
beihilfe gewährt wird."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich der Universitäten, der Akademie der
bildenden Künste, der Kunsthochschulen und der
Theologischen Lehranstalten der Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung, hinsichtlich der
Pädagogischen Akademien, Berufspädagogischen
Akademien, Akademien für Sozialarbeit sowie der
diesen vergleichbaren Privatschulen mit eigenem
Organisationsstatut und Land- und forstwirtschaft-
lichen berufspädagogischen Lehranstalten der Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Sport und
hinsichtlich der medizinisch-technischen Schulen
der Bundeskanzler betraut.

Waldheim

Vranitzky

6 6 0 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987,
mit dem das Schülerbeihilfengesetz 1983 geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schülerbeihilfengesetz 1983, BGBl. Nr. 455,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 152/
1984 und 293/1985, wird wie folgt geändert:

§ 12 Abs. 9 drittletzter Satz hat zu lauten:

„Für den Schüler selbst steht nur dann ein Absetz-
betrag in der Höhe von 16000 S zu, wenn er zum
Zeitpunkt der Antragstellung das 25. Lebensjahr
überschritten hat und für ihn keine Familienbeihilfe
gewährt wird."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport, hinsichtlich der Schulen für den medizi-
nisch-technischen Fachdienst und der Bundesheb-
ammenlehranstalten der Bundeskanzler betraut.

Waldheim

Vranitzky
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